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Beginnen wir mit dem 6. November 2024, 
dem Tag, an dem Donald Trump erneut zum 
Präsidenten der USA gewählt wurde und 
gleichzeitig in Berlin die gelähmte Ampelkoa-
lition krachend auseinanderflog. Frau 
Dr. Weidel: Was waren Ihre ersten Gedan-
ken, als Sie von der schroffen Kündigungsre-
de von SPD-Kanzler Scholz in Richtung sei-
nes FDP-Finanzministers erfuhren?
Zunächst	 zu	 trump:	 Ich	 fühlte	 mich	

bestätigt.	 Ich	 hatte	 noch	 tags	 zuvor	 ge-
sagt	–	entgegen	den	vielen	Stimmen	aus	
dem etablierten Politikmilieu und deren 
Medien	 –,	 daß	 er	 haushoch	 gewinnen	
und es einen Erdrutschsieg für ihn geben 
wird, nicht nur eine knappe Hängepartie 
gegen	 Kamala	 Harris.	 Jetzt	 hat	 trump	
sogar eine Mehrheit im Senat und kann 
weitgehend durchregieren.
auch	 mit	 dem	 ampel-aus	 war	 zu	

rechnen.	 lindners	 ultimatives	 FdP-Pa-
pier,	 in	dem	er	 sich	gegen	eine	aufwei-
chung der Schuldenbremse und für wirt-
schaftspolitische Sofortmaßnahmen aus-
sprach, die für SPD und Grüne von vorn-
herein als inakzeptabel galten, wurde ja 
absichtlich	verbreitet.	das	war	eine	tren-
nungsdramaturgie	in	anlehnung	an	das	
lambsdorff-Papier	von	1982.	damals	lie-
fen	 die	 FdP-liberalen	 zur	 Kohl-CdU	
über. Kurzum: Es brodelte hinter den 
Kulissen	kräftig	in	richtung	Zerwürfnis.	
Das Ganze war natürlich auch seitens der 
SPD vorbereitet. Die Scheidungsrede von 
Kanzler Scholz, die sehr persönlich und 
kränkend war gegenüber seinem ehema-
ligen	 Koalitionspartner	 lindner,	 wurde	
ohne	jede	Spontanität	vom	teleprompter	
abgelesen.	Wer	diese	Vorläufe	einkalku-
lierte, dem war klar, daß es bald krachen 
würde, denn in der Politik passiert nichts 
zufällig.	 das	 Ende	 der	 ampel	 war	 gut	
vorbereitet, und zwar von beiden Seiten!

Sie sind Kanzlerkandidatin der AfD und kön-
nen eine glänzende akademische Karriere 
vorweisen. Sie berieten internationale Orga-
nisationen für Goldman Sachs und waren im 
Vorstandsbüro der Allianz Global Investors 
tätig. Was hat Sie dazu bewogen, daß Sie sich 
ausgerechnet bei der von allen Seiten ausge-
grenzten AfD als Politikerin führend enga-

gierten und nicht etwa als bestens ausgebil-
dete, promovierte Ökonomin eine Karriere in 
der CDU oder der FDP ins Auge faßten? 
Welcher Teufel hat Sie geritten, gerade zur 
AfD zu gehen, zur Schwefelpartei?

„Schwefelpartei“ ist leider eine tref-
fende	Zuspitzung.	aber	die	so	umfassen-
de	ausgrenzung	der	afd,	diese	geradezu	
haßerfüllte	 heutige	 rundumbekämp-
fung, die gab es damals noch nicht, als 
ich	2013	eintrat.	Es	waren	vor	allem	zwei	
entscheidende	 Punkte:	 die	 afd-Forde-
rung nach sehr stringenten Grenzkon-
trollen	 und	 die	 Kritik	 an	 der	 Euro-ret-
tungspolitik.	das	waren	und	sind	die	all-
einstellungsmerkmale	 der	 afd.	 auf-
grund	meiner	volkswirtschaftlichen	aus-
bildung wußte ich natürlich, daß eine 
Brüsseler EU-Währungsunion nicht 
funktioniert, gar nicht funktionieren 
kann.	 Und	 das	 hängt	 mit	 der	 theorie	
und Praxis optimaler Währungsräume 
zusammen. Wenn man nämlich anfängt, 
die No-Bailout-Klausel zu unterminieren 
mit der Folge, daß für Schulden keine 
„Strafe“	 in	 Form	 von	risikoprämien	 zu	
leisten ist, dann führt das zwangsläufig 
zur Überverschuldung. Genau das sehen 
wir jetzt. Sie ist überdimensional einge-
treten und war vorhersehbar. Und das 

hat zur Folge, daß die 
Überverschuldung unse-
re Währung inflationiert 
und	in	erster	linie	die	ar-
beitende Bevölkerung 
Kaufkraft verliert. Wir 
haben eine starke inflato-
rische Entwicklung bei 
den	 lebenshaltungsko-
sten, und wir registrieren 
dazu einen enormen 
Kaufkraftverlust, den die 
Menschen ganz deutlich 
spüren. So etwas führt 
immer zu gefährlichen 
sozialen	 Verwerfungen,	
wie der Blick zurück in 
die Geschichte belegt.

Nach dem Zweiten Welt-
krieg waren es vor allem die 
von den Grünen so geschol-

tenen Trümmerfrauen, die den Schutt der 
zerstörten Städte mühevoll wegräumten. 
Wenn Sie sich einmal die andere Trümmer-
landschaft der Berliner Republik von heute 
ansehen, Stichworte: Deindustrialisierung, 
kaum mehr bezahlbare Energie, Vernichtung 
des Mittelstands und eine marode Infrastruk-
tur – wie ist ein solcher Niedergang zu erklä-
ren, und wer sind die Hauptverantwortli-
chen?

Der Niedergang ist rein ideologisch zu 
erklären. Wir haben seit Jahrzehnten 
Ideologen	 in	 der	 regierungsverantwor-
tung, die überhaupt nicht über entspre-
chende	 ausbildungen	 verfügen,	 um	
Sachfragen	angemessen	und	im	Interesse	
der deutschen Bevölkerung zu lösen. 
Bildlich ausgedrückt, drehen diese Da-
men und Herren völlig willkürlich an 
Schrauben und zerstören dabei unser 
wirtschaftliches	 rückgrat.	 das	 ist	 pure	
rot-grüne	 Ideologiepolitik,	 und	 man	
kann nur hoffen, daß noch irgend etwas 
von Deutschland übrigbleibt, wenn diese 
Herrschaften abgetreten sind und wir 
mit unserer mühevollen Wiederaufbau-
arbeit	durch	eine	afd-regierungsbeteili-
gung antreten. Die Union ist dabei kei-
nen Deut besser, das muß immer wieder 
gegenüber den Gutgläubigen und Na-

Deutschlands Niedergang
Die ideologischen Hintergründe

Ihre scharfzüngigen Oppositionsreden im Deutschen Bundestag haben das etablierte Altparteienkartell kräftig aufge-
scheucht. Insbesondere ihre ökonomische Kompetenz der Widerworte macht sie sachlich nur schwer angreifbar. Erregte Zwi-
schenrufe von Union, Sozialdemokraten und Vertretern der Linkspartei sowie der Grünen sorgen dann während ihrer Verba-
lattacken für erhöhte Geräuschpegel im Parlament. Die von ihr attackierten Vertreter auf der Regierungsbank von Bundes-
kanzler Olaf Scholz bis hin zu Wirtschaftsminister Robert Habeck blicken dabei – teils verlegen, teils peinlich berührt – in 
ihre Handys, sie scheuen den Blickkontakt mit der Politikerin auf Augenhöhe. Die Rede ist von Dr. Alice Weidel, Vorsitzende 
der AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag, seit kurzem auch Bundeskanzlerkandidatin ihrer Partei für die vorgezogenen 
Neuwahlen zum Bundestag am 23. Februar 2025. Mit	alice	Weidel	sprach	Bernd	Kallina

Alice Weidel, AfD
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iven	 im	bürgerlichen	lager	hervorgeho-
ben	werden.	die	CdU	hat	nämlich	genau	
diesen Übergang zur ideologischen Poli-
tik	 eingeleitet	 –	mit	angela	Merkel,	 der	
ersten grünen Kanzlerin!

Regierungsbeteiligung der AfD? Dann bitte 
ganz konkret: Mit welchen der drei wichtig-
sten Sofortmaßnahmen würden Sie als deut-
sche Bundeskanzlerin die entscheidenden 
Kurskorrekturen in die Wege leiten?
auf	jeden	Fall	umfassende	Grenzkon-

trollen mit entsprechenden Zurückwei-
sungen, also die genaue Einhaltung der 
Gesetzeslage. Dann wirtschaftspolitisch 
in der Energiepolitik zurück zu einem 
ausgewogenen Energieangebot, das 
heißt: zurück zur Kernkraft. Des weite-
ren	 technologieoffenheit,	 Verlängerung	
der Fristen zur Nutzung von Kohlekraft 
und dann auch der Wiederimport russi-
schen Erdgases. Wir müssen zurück zu 
einem günstigen, stabilen Energieange-
bot	kommen.	außerdem:	das	Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG) würde abge-
schafft, weil es nichts mit seriöser Ener-
giepolitik zu tun hat. Dann gilt es, die 
wirtschaftspolitischen	 rahmenbedin-
gungen marktwirtschaftlich anzupassen, 
wirkungsvollen Bürokratieabbau zu be-
treiben und nicht zuletzt auch eine deut-
liche	absenkung	der	Steuer-	und	Sozial-
abgaben für die arbeitende Bevölkerung 
schnellstmöglich herbeizuführen.

Wenn es in der Berliner Republik statt mit 
„linken“ mit „rechten Dingen“ im Sinne des 
Wählerwillens zuginge, dann hätte Deutsch-
land eine – im weitesten Sinne – bürgerliche 
Mehrheit von 50 Prozent plus X bei einer 
Stimmensummierung von Union, FDP und 
AfD. Dazu kommt es aber nicht, weil eine 
„Brandmauer“ gegen die AfD errichtet wur-
de. An ihrer Spitze stehen führende Vertreter 
der Unionsparteien. Wie lange wird sie hal-
ten?
die	„Brandmauer“-agitation	der	Uni-

on spricht natürlich erst einmal in ihrer 
Demokratiefeindlichkeit für sich selbst 
und hat teilweise kuriose Züge. Da ma-
chen	sich	CdU	und	CSU	zu	affirmativen	
Stichwortgebern	der	linksextremen	„an-
tifa“,	Hauptsache,	es	geht	gegen	die	afd.	
Welch	absurdes	theater!	Man	greift	sich	
an	den	Kopf,	wenn	ein	CdU-Kanzlerkan-
didat	 in	 richtung	 afd	 von	 „Gesindel“	
spricht. Hier zeigt sich der zutiefst unde-
mokratische	Geist,	der	sich	bei	CdU	und	
CSU	breitgemacht	hat,	ein	pures	Ignorie-
ren des Wählerwillens. Das hat auch sehr 
viel mit Wählerbetrug zu tun, da mit 
afd-Positionen	 geworben	 wird,	 wohl	
wissend,	daß	man	sie	in	linkskoalitionen	
überhaupt nicht umsetzen kann. Genau 
vor diesem großen Fragezeichen steht 
jetzt ein möglicher Bundeskanzler Fried-

rich Merz, der offenbar nur mit SPD und 
Grünen koalieren kann oder will. Er ist 
außerstande, Fehlentwicklungen zurück-
zudrehen, weil er dafür keinen Partner 
findet.	das	ginge	nur	mit	der	afd.	Fazit:	
Der Wähler muß sich entscheiden, ob er 
weiter	bei	der	CdU	bleibt	oder	doch	für	
einen Politikwechsel sein Kreuz bei der 
afd	macht.

Je stärker die AfD wird, desto weniger wird 
man sie ignorieren können. Die „Brandmau-
er“ bröckelt ja nicht nur im Osten der Repu-
blik, auch seitens Vertretern des Mittel-
stands. So sprachen sich prominente Köpfe 
aus der Start-up-Szene gegenüber Friedrich 
Merz für eine Öffnung zur AfD aus. Hat Sie 
das überrascht, dieses Signal von wachen 
Köpfen aus dem Mittelstand?

Nicht wirklich, weil ich ja mit diesen 
leuten,	 mit	 dem	 Mittelstand	 und	 mit	
Unternehmern, ständig im Gespräch bin. 
Dort zeichnet sich schon seit zwei Jahren 
die	sehr	klare	tendenz	ab,	daß	man	mit	
argwohn	 die	 Verweigerung	 der	 Union	
gegenüber dem Wählerwillen beobach-
tet. Denn das finale linke Koalitionser-
gebnis, ganz egal, ob die Union mit der 
SPD oder mit den Grünen zusammen-
geht, erscheint gerade für den Mittel-
stand inakzeptabel. Der Druck auf die 
Union, sich hier endlich zu bewegen, 
wird	 immer	 stärker	werden.	 Ich	bin	ge-
spannt, mit welchen abenteuerlichen 
Verbalkapriolen	 sich	die	Union	hier	 auf	
Dauer wegzudrücken versuchen wird.

Diese Entwicklung scheint auf eine Art neue 
Klassengesellschaft bezüglich der Stimmbür-
ger hinzudeuten, nämlich jene von Demo-
kraten und Undemokraten. Beim Ausgren-
zungs-Wording des Establishments fällt 
nämlich die Begrifflichkeit von den demokra-
tischen Parteien auf. Stimmabgaben für die 
AfD gelten als undemokratisch. Sind das die 
unübersehbaren Zeichen einer Zweiklassen-
gesellschaft?

Es sieht und hört sich zumindest so an. 
Und das erinnert an längst überwunden 
geglaubte	 Zeiten	 einer	 Honecker-ddr,	
die mit einer Einheitsfront gegen die als 
„Faschisten“ denunzierten Gegner der 
SED-Diktatur plus Stasi-Geheimdienst 
gegen	 die	 opposition	 vorging.	 Ähnlich	
jetzt	 bei	 uns	mit	 dem	 sogenannten	Ver-
fassungsschutz, der keiner im Wortsinn 
ist,	sondern	als	akteur	zur	Bekämpfung	
von legalen Konkurrenzparteien auftritt. 
Das erinnert mich doch zunehmend an 
ddr-Methoden.	Noch	vor	wenigen	Jah-
ren hätte ich es niemals für möglich ge-
halten, daß so etwas in Deutschland je 
wieder möglich sein würde.

Sie stehen auch persönlich in Medien und 
Politik unter Dauerbeschuß. Da unterstellt 

Ihnen die Hamburger Illustrierte „Stern“, 
daß Sie nichts anderes als „Haß“ verbreiten. 
Der SPD-Vorsitzende Lars Klingbeil tituliert 
Sie in einer Fernsehsendung als „Nazi“. Und 
jüngst hat man einen Weidel-Verwandten 
ausgegraben, der bei der NSDAP gewesen 
sein soll. Wie gehen Sie mit all diesen Angrif-
fen um?

Damit war und ist auch in Zukunft zu 
rechnen. Und warten Sie ab, der Wahl-
kampf hat erst begonnen, es wird sicher-
lich	 noch	 mehr	 aufgefahren.	 Ich	 traue	
dem Establishment, dieser sogenannten 
politischen Elite, die ja eigentlich keine 
im Sinne von Qualifikation ist, noch al-
lerhand	 zu.	 Es	 sind	leute,	 die	 teilweise	
über	 gar	 kein	 ausbildungsprofil	 verfü-
gen und trotzdem in politische Füh-
rungsverantwortung gelangt sind. Den-
ken Sie dabei auch an den politischen 
Mißbrauch von Staatsanwaltschaften, die 
vielfach und nachweislich keine unab-
hängigen	 Instanzen	 sind,	 sondern	 an	
Weisungen	der	Innenministerien	gebun-
den. Das führt dazu, daß alles in Stellung 
gebracht wird, was vermeintlich, aber 
publikumswirksam gegen uns, gegen 
mich	und	gegen	die	afd	verwendet	wer-
den kann. Dabei gehen die Polit-Hecken-
schützen so weit, daß sie Behauptungen 
einfach frei erfinden und Fake News in 
Umlauf setzen. Es ist ja nicht nur mein 
Großvater, den ich nicht kannte, der da 
plötzlich	 aufgefahren	wurde.	 Im	 letzten	
Jahr hat man versucht, mir ein Plagiat 
unterzuschieben, da ging es um meine 
doktorarbeit;	diese	anwürfe	haben	 sich	
vollständig	in	luft	aufgelöst.	das	sind	al-
les totalitär anmutende Zersetzungsme-
thoden	à	la	ddr.	Es	geht	ja	bei	all	diesen	
Verleumdungsaktionen	letztlich	nur	dar-
um, meine Glaubwürdigkeit und die der 
afd	zu	unterminieren,	denn	jeder	weiß,	
daß die Glaubwürdigkeit das Hauptka-
pital	des	Politikers	 ist.	all	dem	sehe	 ich	
gleichwohl	 gelassen	 entgegen.	 Ich	 bin	
zwar gefahrenbewußt, aber auch gleich-
zeitig furchtlos!

Frau Dr. Weidel, Herrn Merz lassen wir mal 
außen vor, aber ein paar Worte zu Ihren bei-
den Kanzlerkandidatenkonkurrenten von der 
SPD und den Grünen. Einmal zum Kanzler 
Scholz, der noch im Herbst 2023 massenwei-
se illegale Migranten abschieben wollte, was 
nicht geschah, und dann zum grünen Kin-
derbuchautor Habeck, der Vaterlandsliebe 
stets zum Kotzen fand und mit Deutschland 
nichts anzufangen wußte, wie er schrieb. Wie 
sehen Sie die beiden?

Diese Personen sprechen für sich, die 
stehen in ihrer unübertrefflichen Negati-
vausstrahlung	 kenntlich	 vor	 dem	 Volk,	
als	 dessen	 vermeintliche	 Interessenver-
treter	 sie	 sich	 ausgeben.	 Viel	 gravieren-
der ist doch, daß wir es hier mit einem 
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Kanzler der Bundesrepublik Deutsch-
land zu tun haben, der in einen der größ-
ten	 Finanzskandale	 unseres	 lands	 ver-
wickelt	 ist	 und	 weiterhin	 als	 Chef	 der	
Bundesregierung	 die	 richtlinien	 der	
deutschen Politik bestimmen darf. Und 
daß dabei die politisch abhängigen 
Staatsanwaltschaften nicht einmal ein 
Verfahren	 gegen	 ihn	 eröffnet	 haben,	 ist	
ein kaum zu übertreffender Skandal er-
ster	ordnung!	Wir	haben	es	hier	vermut-
lich	 mit	 einem	 –	 aus	 meiner	 Sicht	 –	
schwerwiegenden Fall von Wirtschafts-
kriminalität	zu	tun.	offenbar	bewahrhei-
tet	sich,	was	der	Volksmund	so	sagt:	die	
großen Fische, die die Staatsanwaltschaf-
ten	 ansteuern	könnten,	werden	 in	ruhe	
gelassen, und bei anderen werden Sach-
verhalte frei erfunden. Hier sehen Sie ei-
ne Spreizung und Überdehnung des Sy-
stems, und das läßt viele Menschen auch 
an	dessen	rechtmäßigkeit	zweifeln.

Und Ihre Bemerkungen zu Habeck?
Sobald der Mann den Mund aufmacht, 

weiß jeder Bescheid, was von ihm zu hal-
ten ist. Da muß und will ich nicht mehr 
kommentieren.

Dann ein Blick auf die Freien Demokraten. 
Früher galt die FDP als eine Bastion der 
Wirtschaftsliberalen, als die Partei der 
Marktwirtschaft und des Mittelstands. Op-
portunistisch verhielt sie sich aber oft in ihrer 
Bündnispolitik durch die Beteiligung an 
Linkskoalitionen, siehe die jetzt geplatzte 
Ampel. Von „Umfallerpartei“ war die Rede. 
Wie charakterisieren Sie die Freien Demokra-
ten in ihrer Entwicklung gestern und heute?

Grundsätzlich ist es in einem politi-
schen Wettbewerbssystem gut, daß es ei-
ne Partei gibt, die tatsächlich eine frei-
heitliche Programmatik vertritt. Doch 
man muß diejenigen, die sich so bezeich-
nen, genauer betrachten. Das, was die 
FdP	gemacht	hat,	ist	von	der	Vertretung	
freiheitlicher Positionen weit entfernt. 
Sie	hat	sich	vor	allen	dingen	in	der	am-
pelkoalition für jeden Unsinn hergege-
ben, der mit freiheitlichen Positionen gar 
nichts mehr zu tun hat. Stichworte sind 
das	 Verbrennerverbot,	 das	Wärmepum-
pen-Heizungsgesetz,	 die	 abschaltung	
der letzten Kernkraftwerke usw. Dann 
das Gendern und die freie Geschlechts-
auswahl einmal im Jahr.

Sie meinen das Selbstbestimmungsgesetz?
Ja! Das Selbstbestimmungsgesetz, 

nach dem sich jeder sein Geschlecht jen-
seits	 biologischer	 realitäten	 neu	 aussu-
chen kann, ist geradezu irrsinnig. Dazu 
die Freigabe des Kiffens. Das sind alles 
Punkte, die hätte eine freiheitliche Partei 
niemals	 mittragen	 dürfen.	 diese	 lind-
ner-FDP hat damit den Durchgriff des 

Staats	 gegenüber	 den	 Individualrechten	
verstärkt. Und genau das sollte ja eine 
wirklich freiheitliche Partei, wie sie etwa 
in vorbildlicher Weise die FPÖ in Öster-
reich darstellt, nicht koalitionspolitisch 
mitmachen. Und genau in diese klaffen-
de	 lücke,	 einmal	 rein	 wirtschafts-	 und	
gesellschaftspolitisch betrachtet, ist die 
afd	 als	 freiheitliche	alternative	 hinein-
gestoßen. Wenn man einen Blick in unser 
Programm wirft, dann erscheint eine 
freiheitliche	 Verortung	 vor	 allem	 im	
wirtschaftspolitischen Bereich, eine 
marktwirtschaftliche Positionierung, für 
die eine wirklich liberal-freiheitliche Par-
tei	 normalerweise	 stünde.	 all	 das	 fehlt	
bei der heutigen FDP. Sie hat sich damit 
überflüssig gemacht.

Zur erwähnten FPÖ: Sie ist seit Jahrzehnten 
ganz selbstverständlich Koalitionspartner so-
wohl der SPÖ als auch der ÖVP gewesen. Sie 
ist zurzeit sogar stärkste Partei in der Alpen-
republik. Wie erklären Sie sich diese auffälli-
ge Differenz zwischen Österreich und der 
Bundesrepublik, denn vom Freiheitsbegriff, 
vom blauen, freiheitlichen Ansatz her sind 
die FPÖ und die AfD ja sehr verwandt, oder?

Klar, uns verbindet ein starkes blaues 
Band! Schon von der patriotischen Ge-
sinnung her, ergänzt durch die freiheitli-
che Programmatik in allen anderen Be-
reichen.	allerdings	 erlebt	 auch	die	 FPÖ	
als stärkste Kraft ein ähnliches Debakel 
wie wir in Deutschland, und zwar so, 
daß man eine Koalition aus Wahlverlie-
rern bildet und die FPÖ außen vor läßt. 
das	 ist	 eine	 eklatante	 Ignoranz	 gegen-
über dem Wählerwillen, die sich schon 
bald rächen wird, genauso wie das auch 
in Deutschland geschehen wird. 
Schauen	Sie	 sich	das	Beispiel	thürin-

gen an. Da haben sie ungefähr die gleiche 
Konstellation.	 Sie	 haben	 die	 afd	 als	
stärkste Kraft, die komplett ausgegrenzt 
wurde,	also	von	einer	regierungsbeteili-
gung ausgeschlossen bleibt. Statt dessen 
wurde jetzt eine „Brombeer-Koalition“ 
zusammengeschustert,	 eine	 Verbindung	
aus	 CdU,	 SPd	 und	 der	 linken	 Wagen-
knecht-Partei (BSW). Das Ergebnis ist ei-
ne	 linkskoalition,	 die	 den	 deutlich	 er-
kennbaren Wählerwillen übergeht, der 
eine Mitte-rechts-Koalition möchte. Und 
das	nicht	nur	 in	thüringen,	 sondern	ei-
gentlich in allen anderen Bundesländern, 
in denen aktuell gewählt wurde. Es fing 
letztes Jahr in Hessen an, setzte sich in 
Bayern fort und zog sich weiter bis zu 
den Wahlen in Mitteldeutschland. 
langfristig	aber	wird	sich	dieser	afd-

ausgrenzungskurs	der	etablierten	Partei-
en sicher nicht durchhalten lassen. Man 
kann den Wählerwillen zwar kurzfristig 
übergehen, aber eben nicht über große 
Zeitstrecken.

Sie haben den Namen „Wagenknecht“ und 
ihre Partei gerade erwähnt. Sie standen kürz-
lich in einem Doppelinterview mit Sahra Wa-
genknecht auf der Fernsehbühne. Welchen 
Eindruck haben Sie vom ehemaligen Lei-
tungsmitglied der Kommunistischen Platt-
form in der SED-Nachfolgepartei Linke? Was 
trennt und was verbindet Sie vielleicht mit 
ihr?

Frau Wagenknecht wurde jahrelang 
von den etablierten Medien kultartig 
hervorgehoben	 und	 ständig	 in	 talk-
Shows eingeladen. Dementsprechend 
firm ist sie im Umgang mit den Kameras. 
aber	 nun	dient	 sie	 als	 Spalterin	des	 re-
gierungskritischen	 lagers	 und	 als	 Ver-
hinderin	 einer	 regierungsbeteiligung	
der	afd.

Und die CDU spielt mit?
Ja, die Union hält sich das Bündnis 

Sahra Wagenknecht BSW als relativ 
leicht	 zu	dominierende	Kraft	 in	der	re-
gierung,	so	in	thüringen.	das	ist	viel	be-
quemer. Kurz und knapp: Das BSW ist 
eine	von	den	altparteien	akzeptierte	op-
position.

Erlauben Sie noch eine letzte Frage: Wenn 
Sie einmal die Augen schließen und sich ganz 
entspannt eine wünschbare Zukunft für 
Deutschland ausmalen, welche Bilder fallen 
Ihnen dabei ein?
oh!	Intakte	Familien,	in	Frieden	leben	

zu können, ein auskömmliches Einkom-
men zu haben, Kinder gut auszubilden 
und	 insgesamt	 gute	 rahmenbedingun-
gen dafür zu schaffen, sprich: ein siche-
res Deutschland ohne marodierende Mi-
granten. Ein schönes Deutschland wäre 
ein	 land	 ohne	 illegale	 Migration	 von	
kulturfremden und haßerfüllten Men-
schen,	 die	 einem	 das	 leben	 schwerma-
chen, insbesondere den Frauen. Es wäre 
ein Deutschland, in dem unsere Kinder 
sicher aufwachsen und wir unseren Kin-
dern eine erfreuliche Zukunftsperspekti-
ve bieten könnten.

Es wäre vor allem ein bürgerliches 
Deutschland, wo wir eine fleißige Mittel-
schicht haben, die frei denken darf und 
deutlich unabhängiger als heute agieren 
könnte. Damit meine ich durchaus nicht 
nur die geistige Unabhängigkeit, son-
dern auch die finanzielle Unabhängig-
keit. Wenn man sich immer nur im Ham-
sterrad	 bewegt	 und	 auf	 alimente	 des	
Staats angewiesen ist, haben Sie die Bür-
gerlichkeit abgeschafft und gleichzeitig 
unzumutbare	abhängigkeiten	installiert,	
in denen der Staat das letzte Durchgriffs-
recht hat. Und das ist genau das, was ich 
nicht möchte und alle freiheitlich gesinn-
ten Bürgerinnen und Bürger auch nicht 
wollen.

Vielen Dank für dieses Gespräch!


